
FEDERALE OVERHEIDSDIENST FINANCIEN

[C − 2024/006244]
17 JULI 2023. — Koninklijk besluit tot wijziging van het KB/WIB 92

inzake de inkomensverklaring als bedoeld in artikel 242, § 1/1, van
het Wetboek van de inkomstenbelastingen 1992. — Duitse verta-
ling

De hierna volgende tekst is de Duitse vertaling van het koninklijk
besluit van 17 juli 2023 tot wijziging van het KB/WIB 92 inzake de
inkomensverklaring als bedoeld in artikel 242, § 1/1, van het Wetboek
van de inkomstenbelastingen 1992 (Belgisch Staatsblad van 26 juli 2023).

Deze vertaling is opgemaakt door de Centrale dienst voor Duitse
vertaling in Malmedy.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST FINANZEN

[C − 2024/006244]
17. JULI 2023 — Königlicher Erlass zur Abänderung des KE/EStGB 92 hinsichtlich der in Artikel 242 § 1/1 des

Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Einkommenserklärung — Deutsche Übersetzung

Der folgende Text ist die deutsche Übersetzung des Königlichen Erlasses vom 17. Juli 2023 zur Abänderung des
KE/EStGB 92 hinsichtlich der in Artikel 242 § 1/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Einkommens-
erklärung.

Diese Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST FINANZEN

17. JULI 2023 — Königlicher Erlass zur Abänderung des KE/EStGB 92 hinsichtlich der in Artikel 242 § 1/1 des
Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Einkommenserklärung

BERICHT AN DEN KÖNIG

Sire,
durch das Gesetz vom 21. Dezember 2022 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen ist in

Artikel 242 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 (EStGB 92) ein § 1/1 eingefügt worden, um unter bestimmten
Bedingungen den Abzug von Unterhaltsleistungen für Personen zu ermöglichen, die in einem anderen Mitgliedstaat
des Europäischen Wirtschaftsraums ansässig sind und nicht die 75-Prozent-Regel erfüllen, aber aufgrund des geringen
Umfangs der in ihrem Wohnsitzstaat steuerpflichtigen Einkünfte keinen oder nur einen begrenzten Steuervorteil für
diese Unterhaltsleistungen in ihrem Wohnsitzstaat erhalten können. Der Steuerpflichtige muss dies anhand einer
Einkommenserklärung der Steuerbehörde seines Wohnsitzstaates nachweisen. Dieser Erlass legt den Inhalt dieser
Einkommenserklärung fest. Die Form dieser Erklärung wird vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten
festgelegt.

Zunächst muss in der Einkommenserklärung angegeben werden, für welches Einkommensjahr sie ausgestellt
wird. Die Einkommenserklärung ist nur für dieses Einkommensjahr gültig. Die Einkommenssituation des Steuerpflich-
tigen kann sich nämlich von Jahr zu Jahr ändern.

In der Einkommenserklärung müssen auch die Daten angegeben werden, anhand deren der Steuerpflichtige
identifiziert werden kann. Es handelt sich um den Namen und die Vornamen, das Geburtsdatum und die vollständige
Adresse des Steuerpflichtigen im Staat seines steuerlichen Wohnsitzes sowie die Steueridentifikationsnummer im
Wohnsitzstaat. Schulden beide Ehepartner Unterhaltsleistungen, müssen die Identifizierungsdaten beider Ehepartner
angegeben werden.

Auch der Empfänger der Unterhaltsleistungen muss anhand seines Namens und Vornamens und seiner Adresse
identifiziert werden. Mittels dieser Daten kann die Steuerbehörde des Wohnsitzstaates erklären, dass aufgrund dieser
Unterhaltsleistungen im Wohnsitzstaat grundsätzlich ein Steuervorteil gewährt werden kann (siehe weiter unten). Die
Daten des Empfängers der Unterhaltsleistungen, die der Steuerpflichtige angeben muss, wenn die belgische
Steuerverwaltung ihn auffordert, den Abzug der Unterhaltsleistungen, den er in seiner Erklärung (oder in seinem
Widerspruch) beantragt, zu rechtfertigen, und die es der belgischen Steuerverwaltung ermöglichen sollen, zu prüfen,
ob die Grundbedingungen wie in Artikel 104 des EStGB 92 vorgesehen erfüllt sind, müssen mit den Daten in der
Einkommenserklärung übereinstimmen.

In der Erklärung muss auch genau angegeben werden, welcher Dienst der Steuerbehörde des Wohnsitzstaates die
Erklärung ausstellt und an welchem Datum dies geschieht. Die Kontaktdaten des Dienstes können auch anhand eines
Stempels angebracht werden. Name und Vorname der Person, die die Erklärung im Namen dieses Dienstes
unterzeichnet, müssen ebenfalls angegeben werden.

Die Steuerbehörde des Wohnsitzstaates muss eine Reihe von Angaben bescheinigen, die es der belgischen
Steuerverwaltung ermöglichen sollen, zu prüfen, ob bestimmte Bedingungen für die Anwendung von Artikel 242 § 1/1
des EStGB 92 erfüllt sind. Es handelt sich um:

- die Bestätigung, dass der Steuerpflichtige in dem betreffenden Staat steuerlich ansässig ist,
- die Bestätigung, dass der Wohnsitzstaat grundsätzlich einen Vorteil für Unterhaltsleistungen gewährt (siehe auch

die Begründung zum Gesetz vom 21. Dezember 2022 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen -
Parl. Dok., Kammer: DOC 55 3012/001, S. 16-17),

- die Bestätigung, dass der Steuerpflichtige (und eventuell sein Ehepartner) den Steuervorteil für Unterhaltsleis-
tungen für das betreffende Einkommensjahr aufgrund des geringen Umfangs seiner(/ihrer) im Wohnsitzstaat
steuerpflichtigen Einkünfte nicht tatsächlich erhalten kann(/können),

- die Bestätigung, dass der Steuervorteil für Unterhaltsleistungen im Wohnsitzstaat nicht auf ein folgendes
Einkommensjahr übertragen werden kann (siehe die in Artikel 242 § 1/1 Absatz 1 in fine des EStGB 92 enthaltene
Bedingung),

- den Betrag der im Einkommensjahr gezahlten Unterhaltsleistungen,
- den Betrag der Unterhaltsleistungen, für den aufgrund des geringen Umfangs der Einkünfte im Wohnsitzstaat

kein Steuervorteil gewährt werden kann.
Neben den offiziellen Fassungen der Einkommenserklärung in Niederländisch und Französisch wird die

Steuerverwaltung auch eine Mustererklärung in Englisch zur Verfügung stellen.

SERVICE PUBLIC FEDERAL FINANCES

[C − 2024/006244]
17 JUILLET 2023. — Arrêté royal modifiant l’AR/CIR 92 en ce qui

concerne la déclaration de revenus visée à l’article 242, § 1er/1, du
Code des impôts sur les revenus 1992. — Traduction allemande

Le texte qui suit constitue la traduction en langue allemande de
l’arrêté royal du 17 juillet 2023 modifiant l’AR/CIR 92 en ce qui
concerne la déclaration de revenus visée à l’article 242, § 1er/1, du Code
des impôts sur les revenus 1992 (Moniteur belge du 26 juillet 2023).

Cette traduction a été établie par le Service central de traduction
allemande à Malmedy.
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Wenn der Steuerpflichtige den Abzug der Unterhaltsleistungen direkt in seiner Erklärung zur Steuer der
Gebietsfremden beantragt, muss er die Einkommenserklärung zur Verfügung der Steuerverwaltung bereithalten. Wenn
er den Abzug im Wege eines Widerspruchs beantragt, muss die Einkommenserklärung dem Widerspruch beigefügt
werden.

Vorliegender Erlass ist wie Artikel 242 § 1/1 des EStGB 92 ab dem Steuerjahr 2023 anwendbar.
Hinsichtlich der Bemerkung des Staatsrates zu einer möglichen Übergangsbestimmung für das Steuerjahr 2023

wird daran erinnert, dass die Erklärungen zur Steuer der Gebietsfremden/natürliche Personen bis spätestens
24. November 2023 eingereicht werden müssen. Die Steuerpflichtigen haben also noch reichlich Zeit, um sich von ihrem
Wohnsitzstaat eine Einkommenserklärung ausstellen zu lassen. Sollte ein Steuerpflichtiger jedoch nicht rechtzeitig über
die Einkommenserklärung verfügen (die nicht nur als Nachweis dient, sondern oft auch für das korrekte Ausfüllen der
Erklärung erforderlich ist), kann er den Abzug immer noch später im Wege eines Widerspruchs beantragen.

Ich habe die Ehre,

Sire,
der ehrerbietige und getreue Diener

Eurer Majestät
zu sein.

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM

17. JULI 2023 — Königlicher Erlass zur Abänderung des KE/EStGB 92 hinsichtlich der in Artikel 242 § 1/1 des
Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Einkommenserklärung

PHILIPPE, König der Belgier,
Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!

Aufgrund der Verfassung, des Artikels 108;
Aufgrund des Einkommensteuergesetzbuches 1992, des Artikels 242 § 1/1 Absatz 3, eingefügt durch das Gesetz

vom 21. Dezember 2022;
Aufgrund des KE/EStGB 92;
Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 20. Mai 2022 über die Verwaltungs-, Haushalts- und Geschäftsführungs-

kontrolle, des Artikels 6;
In der Erwägung, dass vorliegender Erlass eine bloße Ausführung einer bestehenden gesetzlichen Regelung ist

und an sich keinen zusätzlichen Einfluss auf die Einnahmen des Staates hat und keine neuen Ausgaben entstehen
lassen kann;

Dass das vorherige Einverständnis der Staatssekretärin für Haushalt folglich nicht erforderlich ist;
Aufgrund der Stellungnahme der Datenschutzbehörde vom 30. Juni 2023, in der auf die Standardstellungnahme

Nr. 65/2023 vom 24. März 2023 verwiesen wird;
Aufgrund des Gutachtens Nr. 73.653/3 des Staatsrates vom 19. Juni 2023, abgegeben in Anwendung von Artikel 84

§ 1 Absatz 1 Nr. 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;
Auf Vorschlag des Ministers der Finanzen

Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:
Artikel 1 - In Kapitel 1 des KE/EStGB 92 wird ein Abschnitt 28/2, der Artikel 79/3 umfasst, mit folgendem

Wortlaut eingefügt:
″Abschnitt 28/2 - Einkommenserklärung für den Abzug von Unterhaltsleistungen durch bestimmte Gebietsfremde

(Einkommensteuergesetzbuch 1992, Artikel 242 § 1/1 Absatz 3)
Art. 79/3 - § 1 - In der in Artikel 242 § 1/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Einkommenser-

klärung:
1. ist das Einkommensjahr, auf das sich die Erklärung bezieht, angegeben,
2. sind folgende Identifizierungsdaten des Schuldners der Unterhaltsleistungen angegeben:
a) Name und Vorname(n),
b) Geburtsdatum,
c) vollständige Adresse im Wohnsitzstaat,
d) Steueridentifikationsnummer im Wohnsitzstaat,
3. sind Name, Vorname(n) und vollständige Adresse des Empfängers der Unterhaltsleistungen angegeben,
4. sind Kontaktdaten des Dienstes der Steuerbehörde des Wohnsitzstaates, die die Erklärung ausstellt, Name und

Vorname der Person, die die Erklärung im Namen dieses Dienstes unterzeichnet, und Datum, an dem die Erklärung
von diesem Dienst ausgestellt wird, angegeben,

5. ist eine Erklärung der Steuerbehörde des Wohnsitzstaates enthalten:
a) gemäß der der Schuldner der Unterhaltsleistungen in dem betreffenden Staat steuerlich ansässig ist,
b) gemäß der der Wohnsitzstaat grundsätzlich einen Steuervorteil für Unterhaltsleistungen gewährt,
c) gemäß der der Schuldner der Unterhaltsleistungen und gegebenenfalls sein Ehepartner den Steuervorteil für

Unterhaltsleistungen für das betreffende Einkommensjahr aufgrund des geringen Umfangs seiner/ihrer im Wohnsitz-
staat steuerpflichtigen Einkünfte nicht tatsächlich erhalten kann/können,

d) gemäß der der Steuervorteil für Unterhaltsleistungen im Wohnsitzstaat nicht auf ein folgendes Einkommensjahr
übertragen werden kann,

e) die sich auf den Gesamtbetrag der in dem betreffenden Einkommensjahr tatsächlich gezahlten Unterhaltsleis-
tungen bezieht,

f) die sich auf den Betrag der im Einkommensjahr tatsächlich gezahlten Unterhaltsleistungen bezieht, für den
aufgrund des geringen Umfangs der Einkünfte im Wohnsitzstaat kein Steuervorteil gewährt werden kann.

Schulden beide Ehepartner Unterhaltsleistungen, werden in der Einkommenserklärung die in Absatz 1 Nr. 2
erwähnten Daten jedes Ehepartners angegeben.

§ 2 - Der für Finanzen zuständige Minister oder sein Beauftragter legt die Form der Einkommenserklärung fest.
§ 3 - Steuerpflichtige, die in Anwendung von Artikel 242 § 1/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 in ihrer

Erklärung zur Steuer der Gebietsfremden den Abzug von Unterhaltsleistungen beantragen, halten die Einkommens-
erklärung zur Verfügung der mit der Festlegung der Einkommensteuern beauftragten Verwaltung bereit.
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Steuerpflichtige, die den vorerwähnten Abzug von Unterhaltsleistungen im Wege eines Widerspruchs beantragen,
fügen die Einkommenserklärung ihrem Widerspruch bei.″

Art. 2 - Vorliegender Erlass ist ab dem Steuerjahr 2023 anwendbar.
Art. 3 - Der für Finanzen zuständige Minister ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.
Gegeben zu Brüssel, den 17. Juli 2023

PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM

*
FEDERALE OVERHEIDSDIENST MOBILITEIT EN VERVOER

[C − 2024/005580]
9 JULI 2024. — Koninklijk besluit tot wijziging van het koninklijk

besluit van 8 november 2007 betreffende de preventie en het
herstel van milieuschade tengevolge van het vervoer over de weg,
per spoor, over de binnenwateren of in de lucht van : uitheemse
plantensoorten evenals van uitheemse diersoorten en hun krengen,
naar aanleiding van de in-, de uit- en de doorvoer ervan; alsook van
afvalstoffen bij hun doorvoer

FILIP, Koning der Belgen,
Aan allen die nu zijn en hierna wezen zullen, Onze Groet.

Gelet op de wet van 25 april 2007 houdende diverse bepalingen (IV),
artikel 224;

Gelet op het koninklijk besluit van 8 november 2007 betreffende de
preventie en het herstel van milieuschade tengevolge van het vervoer
over de weg, per spoor, over de binnenwateren of in de lucht van :
uitheemse plantensoorten evenals van uitheemse diersoorten en hun
krengen, naar aanleiding van de in-, de uit- en de doorvoer ervan;
alsook van afvalstoffen bij hun doorvoer;

Gelet op het advies van de Inspecteur van Financiën, gegeven op
5 juli 2021;

Gelet op de akkoordbevinding van de Staatssecretaris voor Begro-
ting, gegeven op 14 december 2023;

Gelet op de betrokkenheid van de gewestregeringen;
Gelet op de impactanalyse van de regelgeving, uitgevoerd overeen-

komstig de artikelen 6 en 7 van de wet van 15 december 2013 houdende
diverse bepalingen inzake administratieve vereenvoudiging;

Gelet op de adviesaanvraag binnen 30 dagen, die op 25 april 2024 bij
de Raad van State is ingediend, met toepassing van artikel 84, § 1, eerste
lid, 2°, van de wetten op de Raad van State, gecoördineerd op
12 januari 1973;

Overwegende de mededeling van de afdeling Wetgeving van de
Raad van State van 29 april 2024 om de adviesaanvraag, ingeschreven
op de rol van de afdeling Wetgeving van de Raad van State onder het
nummer 76.251/16, van de rol af te voeren, overeenkomstig artikel 84,
§ 5, van de wetten op de Raad van State, gecoördineerd op
12 januari 1973;

Overwegende de ingebrekestelling van de Europese Commissie van
2 juli 2020 en het navenante met redenen omkleed advies van
28 september 2023 dat in uitvoering van het artikel 258 van het Verdrag
betreffende de Werking van de Europese Unie werd opgemaakt
ingevolge de niet correcte omzetting van het artikel 12, eerste lid van de
Richtlijn 2004/35/EG van het Europees Parlement en de Raad van
21 april 2004 betreffende milieuaansprakelijkheid met betrekking tot
het voorkomen en herstellen van milieuschade in het artikel 13 van het
koninklijk besluit van 8 november 2007 betreffende de preventie en het
herstel van milieuschade tengevolge van het vervoer over de weg, per
spoor, over de binnenwateren of in de lucht van : uitheemse planten-
soorten evenals van uitheemse diersoorten en hun krengen, naar
aanleiding van de in-, de uit- en de doorvoer ervan; alsook van
afvalstoffen bij hun doorvoer;

Op de voordracht van de Minister van Mobiliteit en op het advies
van de in Raad vergaderde Ministers,

Hebben Wij besloten en besluiten Wij :

Artikel 1. Dit besluit voorziet in de gedeeltelijke omzetting van de
Richtlijn 2004/35/EG van het Europees Parlement en de Raad van
21 april 2004 betreffende milieuaansprakelijkheid met betrekking tot
het voorkomen en herstellen van milieuschade.

Art. 2. In artikel 13 van het koninkli jk besluit van
8 november 2007 betreffende de preventie en het herstel van milieu-
schade ten gevolge van het vervoer over de weg, per spoor, over de

SERVICE PUBLIC FEDERAL MOBILITE ET TRANSPORTS

[C − 2024/005580]
9 JUILLET 2024. — Arrêté royal modifiant l’arrêté royal du

8 novembre 2007 concernant la prévention et la réparation des
dommages environnementaux dus au transport par la route, la voie
ferrée, par voie navigable ou par les airs : d’espèces végétales non
indigènes et d’espèces animales non indigènes, ainsi que les
dépouilles de ces derniers suite à leur import, export et transit ;
ainsi que de déchets lors de leur transit

PHILIPPE, Roi des Belges,
A tous, présents et à venir, Salut.

Vu la loi du 25 avril 2007 portant des dispositions diverses (IV),
l’article 224 ;

Vu l’arrêté royal du 8 novembre 2007 concernant la prévention et la
réparation des dommages environnementaux dus au transport par la
route, la voie ferrée, par voie navigable ou par les airs : d’espèces
végétales non indigènes et d’espèces animales non indigènes, ainsi que
les dépouilles de ces derniers suite à leur import, export et transit ; ainsi
que de déchets lors de leur transit ;

Vu l’avis de l’Inspecteur des Finances, donné le 5 juillet 2021 ;

Vu l’accord de la Secrétaire d’État au Budget, donné le
14 décembre 2023;

Vu l’association des gouvernements régionaux ;
Vu l’analyse d’impact de la réglementation réalisée conformément

aux articles 6 et 7 de la loi du 15 décembre 2013 portant des dispositions
diverses en matière de simplification administrative ;

Vu la demande d’avis dans un délai de 30 jours, adressée au Conseil
d’État le 25 avril 2024, en application de l’article 84, § 1er, alinéa 1er, 2°,
des lois sur le Conseil d’État, coordonnées le 12 janvier 1973 ;

Considérant la notification de la section de Législation du Conseil
d’État du 29 avril 2024 de rayer du rôle la demande d’avis portant le
numéro 76.251/16 du rôle de la section de législation du Conseil d’État,
conformément à l’article 84, § 5, des lois sur le Conseil d’État,
coordonnées le 12 janvier 1973 ;

Considérant la mise en demeure de la Commission Européenne du
2 juillet 2020 et l’avis motivé correspondant du 28 septembre 2023 émis
en application de l’article 258 du traité sur le fonctionnement de
l’Union européenne, en raison de la transposition incorrecte de
l’article 12, paragraphe 1, de la Directive 2004/35/CE du Parle-
ment européen et du Conseil du 21 avril 2004 sur la responsabilité
environnementale en ce qui concerne la prévention et la réparation des
dommages environnementaux dans l’article 13 de l’arrêté royal du
8 novembre 2007 concernant la prévention et la réparation des
dommages environnementaux dus au transport par la route, la voie
ferrée, par voie navigable ou par les airs : d’espèces végétales non
indigènes et d’espèces animales non indigènes, ainsi que les dépouilles
de ces derniers suite à leur import, export et transit ; ainsi que de
déchets lors de leur transit ;

Sur la proposition du Ministre de la Mobilité et de l’avis des
Ministres qui en ont délibéré en Conseil,

Nous avons arrêté et arrêtons :

Article 1er. Cet arrêté transpose partiellement la Directive 2004/35/CE
du Parlement européen et du Conseil du 21 avril 2004 sur la
responsabilité environnementale en ce qui concerne la prévention et la
réparation des dommages environnementaux.

Art. 2. Dans l’article 13 de l’arrêté royal du 8 novembre 2007 concer-
nant la prévention et la réparation des dommages environnementaux
dus au transport par la route, la voie ferrée, par voie navigable ou par
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